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L Allgemeines 

Das Ministerkomitee des Europarats hielt am 7. Mai 
1971 in Straßburg seine 48. Sitzung ab. Im Mittel- 
punkt seiner Erörterungen standen Probleme der 
europäischen Zusammenarbeit, politische Aspekte 
des europäischen wirtschaftlichen Zusammenschlus- 
ses und Fragen der Ost-West-Beziehungen. Weiter- 
hin wurde die Errichtung eines Europäischen Ju- 
gendwerks behandelt. Auf der Ebene der Minister- 
beauftragten tagte das Komitee im Berichtszeitraum 
dreimal (199. bis 201. Sitzung). 

Die Beratende Versammlung trat zum ersten Teil 
der 23. Sitzungsperiode vom 10. bis 14. Mai 1971 
zusammen. Professor Dr. Carlo Schmid eröffnete als 
Alterspräsident die Session und gedachte in seiner 
Rede des Beitritts der Bundesrepublik Deutschland 
zum Europarat vor zwanzig Jahren. Dr. Schulz 
wurde erneut zum Vizepräsidenten gewählt. Tradi- 
tionsgemäß hatten prominente Vertreter von Orga- 
nisationen und Nichtmitgliedstaaten Gelegenheit, 
ihren Standpunkt den Abgeordneten nahzubringen. 
So berichtete Edvard Hambro, Präsident der Voll- 
versammlung der Vereinten Nationen, über deren 
laufende Sitzung; als ihr wichtigstes Ergebnis hob 
er die Annahme der Erklärung über die Strategie 
der zweiten Entwicklungsdekade hervor. Ferner spra- 
chen Staatsminister Esmat Abdel Meguid (VAR) im 
Zusammenhang mit der Debatte über die Lage im 
Mittelmeerraum und im Nahen Osten und Unter- 
staatssekretär Martin J. Hillenbrand zum Thema 
„Politische Aspekte der Beziehungen zwischen 
Europa und den Vereinigten Staaten“. An der De- 
batte über die Beziehungen zwischen Neuseeland 
und einem vereinigten Europa beteiligte sich eine 
neuseeländische Parlamentarierdelegation. 

Auf der Sitzung des Gemischten Ausschusses des 
Ministerkomitees und der Beratenden Versammlung 
am 9. Juni 1971 stand die Frage nach der Zukunft 
des Europarats angesichts der bevorstehenden Er- 
weiterung der Europäischen Gemeinschaft auf zehn 
Mitgliedstaaten sowie der Ausdehnung ihrer Tätig- 
keiten auf nicht ausdrücklich von den Verträgen von 
Rom und Paris gedeckte Bereiche im Mittelpunkt. 

Auf Einladung der deutschen Delegation in der 
Beratenden Versammlung tagte der Ständige Aus- 
schuß vom 7. bis 9. Juli 1971 in Berlin. Auf dieser 
Sitzung wurde vor allem der Bericht des Unteraus- 
schusses „Rolle des Europarats in der nahen Zu- 
kunft" von Dr. Schulz vorgetragen und erörtert. Die 
18. Gemeinsame Sitzung der Beratenden Versamm- 
lung und des Europäischen Parlaments am 8. Juni 
1971 in Straßburg, abwechselnd von den Präsiden- 
ten Behrendt und Reverdin geleitet, stand unter dem 
Moto der „Funktion einer erweiterten Gemeinschaft 
im gesamteuropäischen Rahmen“. 

Nach der Zulassung des Deutschen und des Italieni- 
schen als Arbeitssprachen der Beratenden Versamm- 
lung sind Anträge auf Zulassung weiterer Sprachen 
gestellt worden. Die Bundesregierung unterstützt 


diese Anträge entsprechend ihrer früher gegebenen 
Zusage, nach Zulassung des Deutschen die Verwen- 
■ düng weiterer Arbeitssprachen zu befürworten. 

Der Neubau des Sitzes des Europarats ist mit der 
Vorlage neuer Pläne durch den vom Minister- 
komitee beauftragten Architekten Henry Bernard 
in ein akutes Stadium getreten. Die überarbeiteten 
Pläne zeichnen sich durch größere Zweckbezogen- 
heiten gegenüber den alten aus; sie lassen sich zu- 
dem mit weniger Aufwand an Zeit und Kosten ver- 
wirklichen. Trotzdem wird bei der Baupreisentwick- 
lung in Frankreich auch eine Rationalisierung der 
Neubauten nicht verhindern, daß die vom Minister- 
komitee im Dezember 1970 festgelegte Kosten- 
grenze von 70 Millionen FFrs überschritten wird. 
Der Bau soll im Frühjahr 1972 begonnen und 1974 
fertiggestellt werden, 


II. Politische Fragen 

1. Europatag 

Mit einem erneuten Bekenntnis zu den Zielen und 
Idealen des Europarats gedachten die Minister auf 
ihrer 48. Komitee-Sitzung des im Jahre 1964 ge- 
faßten Beschlusses, den 5. Mai als „Europatag“ 
feierlich zu begehen. Das Ministerkomitee richtete 
in seiner Entschließung einen Appell an die natio- 
nalen Behörden, geeignete Schritte zu unternehmen, 
um diesen Tag zu einem Gedenktag des euro- 
päischen Einigungswerkes zu machen. 

2. Europäische Integration, Ost-West-Beziehungen 

Ebenso wie auf früheren Sitzungen des Minister- 
komitees nahmen auch während der 48. Sitzung 
die Fragen der europäischen Integration und der 
Ost-West-Beziehungen breiten Raum ein. Staats- 
sekretär Dr. Frank hob hervor, daß seit dem Bericht 
von Bundesminister Scheel auf der letzten Komitee- 
sitzung im Dezember 1970 die Konsolidierung der 
Gemeinschaften wesentliche Fortschritte gemacht 
hat; er unterstrich die Bedeutung des Beschlusses 
vom 9. Februar, mit dem das Fundament für eine 
Wirtschafts- und Währungsunion gelegt worden 
sei. Er setzte sich für die Erweiterung der Gemein- 
schaften ein und versicherte, daß die Bundesregie- 
rung alles in ihrer Macht Stehende tun werde, um 
die europäische Einigung voranzutreiben. Diese sei 
notwendige Voraussetzung für eine Entspannung 
zwischen Ost und West. Der Staatssekretär begrüßte 
die Empfehlung 638 (1971) der Beratenden Ver- 
sammlung und das darin zum Ausdruck gekommene 
Interesse der Abgeordneten an einer baldigen Ber- 
lin-Regelung. 

3. Beziehungen zu Nichtmitgliedstaaten 

Im Berichtszeitraum fanden mehrere Konferenzen 
unter der Ägide des Europarats statt, zu denen 
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Nichtmitgliedstaaten als Teilnehmer oder Beob- 
achter geladen waren. Zu nennen sind außer dem 
Rat für kulturelle Zusammenarbeit, dessen Mitglie- 
derkreis ohnehin über den Kreis der Europarat-Mit- 
glieder hinausgeht, vor allem: 

a) die vom Europarat und der Organisation Mon- 
diale de la Propriete Intellectuelle (OMPI) ge- 
meinsam veranstaltete Diplomatische Konferenz 
über Internationale Patentklassifizierung, an der 
39 Staaten, darunter auch Jugoslawien, Kuba 
und Rumänien, sowie zahlreiche internationale 
Organisationen und Verbände teilnahmen (15. 
bis 24. März 1971 in Straßburg); 

b) die vom Europarat veranstaltete Zweite Euro- 
päische Bevölkerungskonferenz, an der 17 euro- 
päische Staaten, darunter Griechenland und Ju- 
goslawien sowie zwei Ostblockstaaten (Bulgarien 
und Rumänien) beteiligt waren (31. August bis 
7. September 1971 in Straßburg); Finnland, 
Polen, Portugal, Spanien, Israel, die USA, Ka- 
nada und Australien waren ebenso wie eine 
Reihe internationaler Organisationen und In- 
stitute durch Beobachter vertreten. Staatssekre- 
tär Professor Dr. von Manger-Koenig vom Bun- 
desministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit sprach zum Thema der „bevölkerungspoli- 
tischen Aspekte der unterschiedlichen Sterblich- 
keit und Morbidität nach Alter und Geschlecht in 
Europa" ; 

c) die Zwölfte Europäische Familienministerkonfe- 
renz, an der auch Finnland und die Europäischen 
Gemeinschaften mitwirkten (1. bis 3. September 
1971 in Stockholm). 

Im Berichtszeitraum ist ferner eine vom Europarat 
aufgelegte Konvention von einem Nichtmitglied 
unterzeichnet worden: Finnland ist im Mai 1971 
dem Europäischen Auslieferungsübereinkommen 
vom 13. Dezemiber 1957 beigetreten. 


IIL Tätigkeit des Europarats auf Einzelgebieten 

1. Recht 

a) Europäische Vertragswerke 

Die Bundesrepublik Deutschland hat im Berichtszeit- 
raum folgende Europäische Vertragswerke ratifi- 
ziert: 

— am 18. Juni 1971 das Europäische Übereinkom- 
men vom 7. Juni 1968 zur Befreiung der von 
diplomatischen oder konsularischen Vertretern 
errichteten Urkunden von der Legalisation; 

— am 23. Juli 1971 das Zusatzprotokoll vom 3. Juni 
1964 zum Europäischen Übereinkommen über die 
Gleichwertigkeit von Reifezeugnissen. 

b) Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

Deutschland hat die Zuständigkeit der Europäischen 
Menschenrechtskonvention zur Behandlung von In- 
dividualbeschwerden, die sich gegen die Bundes- 
republik Deutschland richten, gemäß Artikel 25 
MRK mit Wirkung vom 1. Juli 1971 für einen wei- 


! teren Zeitraum von fünf Jahren anerkannt. Ebenso 
i hat es sich der Gerichtsbarkeit des Europäischen 
j Gerichtshofes für Menschenrechte erneut für fünf 
Jahre unterworfen. 

I 

i Im November 1970 hatte die Europäische Menschen- 
rechtskommission ihren Bericht über die Individual- 
beschwerde von Heinz Jentzsch gegen die Bundes- 
! republik Deutschland dem Ministerkomitee zur Be- 
j Schlußfassung zugeleitet. Die Ministerbeauftragten 
schlossen sich im Mai 1971 ohne Gegenstimme der 
Auffassung der Menschenrechtskommission an, daß 
im Falle Jentzsch keine Verletzung der Konvention 
durch die deutschen Gerichte vorliegt. 

j c) Zweite Europäische Rechtsfakultäten-Konferenz 

Vom 14. bis 16. April 1971 fand in Straßburg die 
Zweite Europäische Rechtsfakultäten-Konferenz 
statt. Außer Konferenzteilnehmern aus den Mit- 
gliedstaaten des Europarats nahmen Persönlich- 
i keiten aus Finnland und Spanien teil. Die Konferenz 
sprach sich für die Förderung des Studiums sowohl 
des Rechts internationaler europäischer Organisatio- 
nen als auch des von diesen gesetzten Rechtes sowie 
für eine Erleichterung des Austausches von Dozen- 
ten der Mitgliedstaaten des Europarats aus. 

d) Staatenimmunität 

Der Entwurf eines Übereinkommens über Staaten- 
immunität ist auf der vom 14. bis 18. Juni 1971 
abgehaltenen 15. Tagung des Europäischen Komi- 
tees für juristische Zusammenarbeit (CCJ) erörtert 
worden, nachdem sich ein Unterausschuß vom 10. 
bis 14. Juni 1971 mit den Stellungnahmen einiger 
i Regierungen zu dem Entwurf befaßt hatte. Im CCJ 
wurde mit zwölf Stimmen bei drei Enthaltungen 
beschlossen, dem Ministerkomitee die Billigung des 
Entwurfs des Übereinkommens und des Zusatzpro- 
tokolls sowie die Veröffentlichungen des Entwurfs 
des erläuternden Berichts zu empfehlen. Das Über- 
einkommen soll diejenigen Fragen regeln, die mit 
der Verklagbarkeit eines Staates Zusammenhängen, 
der in einem anderen Staat nichthoheitlich tätig 
wird. 

e) Gewässerschutz 

Vom 5. bis 9. Juli 1971 wurde in Straßburg die 
zweite Zusammenkunft eines Expertenausschusses 
zur Ausarbeitung einer Europäischen Gewässer- 
schutzkonvention abgehalten, in dem auch Deutsch- 
land vertreten ist. Ihr Verlauf läßt erwarten, daß 
die Mitgliedstaaten des Europarats trotz der durch 
die geografischen Verhältnisse bedingten Inter- 
essenunterschiede zu einer Einigung kommen. Der 
Entwurf sieht die Einhaltung eines Mindeststan- 
dards der Gewässergüte bei den internationalen 
Wasserläufen vor. Besonders wichtig wäre eine 
solche Konvention für den bedeutendsten internatio- 
nalen Wasserlauf Europas, den Rhein. 

f) Diplomatenschutz 

Am 29. und 30. März 1971 hat eine zweite Sitzung 
des Ad-hoc-Ausschusses des Europarats zur Sicher- 
j heit der Mitglieder diplomatischer und konsula- 
I rischer Vertretungen stattgefunden, an der Sachver- 
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ständige der meisten Mitgliedstaaten sowie — als 
Beobachter — Spaniens, der USA und der WEU 
teilgenommen haben. Der Ausschuß behandelte Fra- 
gen eines Übereinkommens über die Verhinderung 
und Unterdrückung von Terrorakten sowie zur Be- 
kämpfung von Angriffen auf Personen, zu deren 
Schutz der Empfangsstaat eine besondere Verpflich- 
tung trägt. Er wird seine Arbeit fortsetzen. 

2. Kultur 

a) Rat für kulturelle Zusammenarbeit (CCC) 

Vom 17. bis 23. September 1971 tagte in Straßburg 
zum 20. Mal der Rat für kulturelle Zusammenarbeit. 
Auf der Tagesordnung standen u. a. die Empfehlun- 
gen 567 (1969) („Zwanzig Jahre europäischer kul- 
tureller Zusammenarbeit") und 611 (1970) („Lebens- 
lange Fortbildung") der Beratenden Versammlung, 
das Arbeitsprogramm für 1972 und die Ausarbei- 
tung eines langfristigen Arbeitsprogramms. 

Der CCC hat wiederum eine größere Zahl von Sach- 
verständigentreffen über Bildungs- und Kultur- 
fragen veranstaltet, an denen jeweils auch deutsche 
Vertreter teilgenommen haben: 

b) Fremdsprachenunterricht 

Tm Mai 1971 fand in München eine Informations- 
woche des Europarats über Fremdsprachenunterricht 
im Mediensystem statt, die vom Internationalen 
Zentralinstitut für das Bildungs- und Jugendfern- 
sehen veranstaltet und zum überwiegenden Teil von 
der Bundesregierung finanziert wurde. 

c) Standardisierung des Kammertons 

Nach langjährigen Bemühungen einigte sich eine 
Arbeitsgruppe des CCC auf einen einheitlichen 
europäischen Kammerton von 440 Hz. In seiner Sit- 
zung vom 30. Juni 1970 stimmten die Minister- 
beauftragten dieser Neuregelung zu [Resolution (71) 
16]. 

d) Europäisches Jugendwerk 

Die Errichtung eines Europäischen Jugendwerks 
bildete eines der Hauptthemen der 48. Sitzung des 
Ministerkomitees im Mai 1971. Der norwegische 
Außenminister Cappelen eröffnete in seiner Eigen- 
schaft als Vorsitzender des Komitees die Aus- 
sprache über diesen Punkt mit dem Hinweis darauf, 
daß die internationalen Jugendorganisationen, bis 
jetzt ohne organisierte offizielle Unterstützung, tat- 
kräftig für die im Statut des Europarats verankerten 
Ideale einträten und eine wichtige und konstruktive 
Rolle beim europäischen Einigungswerk spielten. 
Sein Land habe daher von Anfang an die vor zwei 
Jahren eingebrachte Initiative der Bundesregierung 
voll unterstützt. Staatssekretär Dr. Frank betonte 
das fortbestehende deutsche Interesse an einem 
baldigen Zustandekommen des Jugendwerks und 
schlug zur Lösung der finanziellen und technischen 
Vorfragen die Einsetzung einer Arbeitsgruppe vor. 
Die Diskussion zeigte das lebhafte Interesse des 
Ministerkomitees an dem Vorhaben. Der Vorsit- 
zende gab der Hoffnung Ausdruck, daß ein Statut 


auf der 49. Sitzung im Dezember verabschiedet wer- 

I den könne. 

I 

I Aufgrund dieser Erörterungen und der nachfolgen- 
den Beratungen im Kreise der Ministerbeauftragten 
hat das Generalsekretariat des Europarats einen 
; neuen Statutenentwurf ausgearbeitet, der nunmehr 
( von den Ministerbeauftragten behandelt wird. Er 
' sieht vor, daß das Europäische Jugendwerk von 
t allen Mitgliedstaaten des Europarats begründet 
I und finanziert wird, ferner, daß es dem Europarat 
nicht nur lose angegliedert, sondern direkt unter- 
stellt wird. Gleichwohl soll auch den Jugendorgani- 
I sationen in Nichtmitgliedstaaten die Möglichkeit 
: offenstehen, dem Jugendwerk beizutreten. 

e) Achte Europäische Filmwoche 

I Ende März 1971 fand in Wien unter der Ägide des 
i Europarats die Achte Europäische Filmwoche statt. 

: Aus 15 Ländern wurden 43 Filme gezeigt. Die deut- 
schen Filme „Der goldene Schatz" und „Beethoven 
1814" erhielten das Prädikat „wertvoll". 


3. Wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten 

a) Zwölfte Europäische Familienministerkonferenz 

Vom 1. bis 3. September 1971 wurde in Stockholm 
die Zwölfte Europäische Familienministerkonferenz 
abgehalten. Hauptthema der Konferenz war das 
Problem alleinstehender Elternteile mit abhängigen 
Kindern. Außerdem wurde eine Studie über „Finan- 
ziorungsmethoden sozialer Dienste" erörtert. 

b) Symposium des Europarats über Drogensucht 

Im Berichtszeitraum legten die Ministerbeauftragten 
als Datum für das von der Beratenden Versammlung 
in Empfehlung 609 (1970) angeregte und vom Mini- 
sterkomitee im Januar 1971 beschlossene Sympo- 
sium über Drogensucht den 20. bis 24. März 1971 
fest. Präsident der Veranstaltung soll der Gesandte 
Eric Nettei (Österreich) werden. 

c) Teilabkommen über das Arzneimittelbuch 

Im Mai 1971 stimmten die Ministerbeauftragten der 
vom Arzneimittelbuch-Ausschuß angeregten und 
vom Ausschuß für das öffentliche Gesundheits- 
wesen befürworteten Errichtung eines „Reference 
Substance Center" zu. Gewisse Grundsubstanzen 
der Europäischen Arzneimittelherstellung müssen 
danach durch Vergleich mit einem anerkannten 
Muster überprüft werden können. Die vom Arznei- 
mittelbuch-Ausschuß anerkannten Standardmuster 
sollen im „Reference Substance Center" gesammelt 
und aufbewahrt werden. Das Zentrum soll sich nach 
einer gewissen Anlaufzeit durch Gebühreneinnah- 
men selbst finanzieren. 

4. Umweltschutz 

Fragen des Umweltschutzes nahmen im Berichtszeit- 
raum einen breiten Raum in der Arbeit des Europa- 
rats ein. Anlaß dazu gaben, außer aktuellen An- 
lässen der Luft- und Wasserverschmutzung, die von 
der Beratenden Versammlung im Januar 1971 ange- 
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nommenen Empfehlungen 625 bis 627 und 629. Im | 
Juli 1971 beschlossen die Ministerbeauftragten, 
einer Anregung des Europäischen Naturschutz-Aus- 
schusses zu folgen und die Grundprinzipien des 
Naturschutzes in das Erziehungsprogramm aufzu- 
nehmen. In einer besonderen Entschließung wird 
den Regierungen empfohlen, dies in ihren Unter- 
richtsplänen zu berücksichtigen. 

IV. Zusammenfassung 

Auch im Berichtszeitraum lag das Schwergewicht 
der Tätigkeit des Europarats auf der praktischen 
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit in den Berei- 


chen der Kultur, der öffentlichen Gesundheit und 
des Umweltschutzes. Im Rahmen der politischen Er- 
örterungen stand neben Fragen der Ost-West-Be- 
ziehungen die Rolle des Europarats angesichts der 
bevorstehenden Erweiterung der Europäischen Ge- 
meinschaften und der Ausdehnung ihrer Aufgaben- 
gebiete im Vordergrund. Die Bundesregierung 
glaubt nicht, daß sich aus der Stärkung der Euro- 
päischen Gemeinschaften ein Bedeutungsschwund 
des Europarats ergeben muß. Beide Organisationen 
I haben sich zu ergänzen. Nach Auffassung der Bun- 
! desregierung sollten deshalb die bisherigen Be- 
! mühungen verstärkt werden, daß Arbeitsprogramm 
I des Europarats schwerpunktartig zu straffen. 
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I. Tätigkeit des WEU-Rats 

1. Allgemeines 

Der Ministerrat tagte am 19. April in Den Haag 

und am 1. Juli 1971 in London. 

2. Die politischen Konsultationen 

a) Im Mittelpunkt der Konsultationen über die bila- 
teralen Ost-West-Beziehungen standen die deut- 
sche Ostpolitik und die Vorschläge für Ost-West- 
Gespräche über ausgewogene gegenseitige Trup- 
perverminderungen (MBFR). 

Die WEU-Partner begrüßten die Initiativen der 
Bundesregierung gegenüber Osteuropa und im 
innerdeutschen Meinungsaustausch. Sie bestätig- 
ten die zentrale Bedeutung einer befriedigenden 
Berlin-Regelung für die Entspannung und für 
den Übergang zu einer multilateralen Vorberei- 
tung einer Konferenz über Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa, 

In seinen ausführlichen Berichten über den Stand 
der deutschen Ostpolitik beschrieb der Parlamen- 
tarische Staatssekretär Moersch die langsame 
Verbesserung der Atmosphäre im deutsch-so- 
wjetischen Verhältnis, die z. B. in Breschnews 
Rede vom 16. Juni 1971 in Ostberlin zum Aus- 
druck kam. Honeckers Bestehen auf Abgrenzung 
und Konfrontation zur Bundesrepublik Deutsch- 
land verrate gewisse Unterschiede in der Be- 
urteilung der Lage durch die Ostberliner Füh- 
rung. Mit Zustimmung der anderen Delegationen 
stellte er fest, daß die Ablösung Ulbrichts durch 
Honecker nicht nur gesundheitliche Gründe 
hatte, sondern offensichtlich auf die Unzufrie- 
denheit der anderen Mächte des Warschauer 
Pakts über die wachsende Starrheit Ulbrichts 
zurückging. Der innerdeutsche Meinungsaus- 
tausch sei zwar sehr schwierig. Aber ein ständi- 
ges Gespräch sei der erste Schritt zu einer um- 
fassenden Regelung des innerdeutschen Verhält- 
nisses. 

Staatssekretär Moersch berichtete über Fort- 
schritte in unserem Verhältnis zu den osteuro- 
päischen Staaten: ein zweites Vorgespräch mit 
der Tschechoslowakei habe im Mai in Bonn statt- 
gefunden. Der Besuch des Bundespräsidenten in 
Rumänien habe gezeigt, was im deutsch-rumäni- 
schen Verhältnis seit Aufnahme der diplomati- 
schen Beziehungen erreicht worden sei. Mit Un- 
garn beginne das politische Gespräch auf der 
Ebene der Außenministerien. Der erste politische 
Meinungsaustausch mit Polen im Juni 1971 sei 
ein ermutigendes Zeichen dafür, daß auch vor 
Ratifizierung des Warschauer Vertrages Fort- 
schritte möglich sind. 

Auch in der Konsultation über MBFR-Fragen 
waren sich alle WEU-Partner einig, daß ein Dia- 
log mit dem Osten keine negativen Auswirkung 


gen auf die Berlin-Verhandlungen haben dürfe. 
Eine befriedigende Berlin-Regelung sei der Test 
für die sowjetische Bereitschaft zu einem Aus- 
gleich bei politischen Fragen im Ost-West-Ver- 
hältnis. Die Diskussion zeigte erneut die bekann- 
ten französischen Vorbehalte gegenüber MBFR. 
In ihren einzelnen Beiträgen Umrissen die Dele- 
gationsleiter den Stand der bilateralen Gesprä- 
che. 

b) In den Nahost-Konsultationen in London stellten 
die Delegationsleiter übereinstimmend eine für 
die Friedensregelung günstige Entwicklung auf 
arabischer Seite heraus: Politische Mäßigung und 
Konzentration auf nationale Probleme in Kairo 
und den Positionsverlust der radikalen Elemente 
unter den Palästinensern. Sie sprachen die Hoff- 
nung aus, daß Israel die Gunst der Stunde, die 
nicht lange anhalten könne, nutzen werde. Die 
eventuelle Öffnung des Suez-Kanals könne nur 
ein erster Schritt auf dem Wege zu einer umfas- 
senden Friedensregelung sein, die auf der 
Grundlage der VN-Resolution 242 über eine 
Wiederbelebung der Jarring-Mission und der 
Vier-Mächte-Gespräche zu suchen sei. Staatsse- 
kretär de Lipkowski und Außenminister Harmel 
berichteten von ihren Nahost-Reisen. Staatsse- 
kretär Moersch hob den Zusammenhang zwi- 
schen Nahost-Lösung und Entspannung in Eu- 
ropa hervor. Der Westen müsse darauf achten, 
daß eine mögliche militärische Entlastung der 
Sowjetunion durch MBFR in Europa nicht zur 
Stärkung ihrer militärischen Präsenz im östlichen 
Mittelmeer führe. 

c) Andere Konsultationsthemen in Den Haag und 
London waren Südostasien, Pakistan, Malta, 
Schutzmaßnahmen gegen die Entführung von 
Diplomaten und die Anerkennung von Regie- 
rungen, die durch einen Umsturz an die Macht 
gekommen sind. 

d) Die politischen Konsultationen in London stan- 
den unter dem Zeichen der erfolgreichen EG- 
Erweiterungsverhandlungen. Die Außenminister 
Douglas-Home und Harmel wiesen in diesem Zu- 
sammenhang auf die Rolle der WEU bei der poli- 
tischen Einigung Europas hin. Douglas-Home sah 
in der WEU den Beweis dafür, daß man schon in 
einem früheren Stadium der europäischen Inte- 
gration eine eigenständige europäische Zustän- 
digkeit auf dem Verteidigungsgebiet ins Auge 
gefaßt habe. Harmel nannte den Brüsseler Ver- 
trag den besten und vollständigsten der Ver- 
träge europäischer Zusammenarbeit, der auch 
weiterhin seine Funktion habe. 

3. Der Ständige Rat 

Der Ständige Rat trat auch im Berichtszeitraum alle 
14 Tage in London zusammen, setzte die politischen 
Konsultationen im Rahmen des Mandats der Mini- 
ster fort und erledigte die laufenden Angelegenhei- 
ten der Organisation. 
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Ein wichtiger Teil seiner Tätigkeit war wieder den 
Beziehungen zur WEU-Versammlung gewidmet. Er 
nahm zu den Empfehlungen 199 bis 203 Stellung 
und beantwortete die schriftlichen Fragen 121 bis 
123. Er billigte den Jahresbericht 1970, den Europa- 
minister Rippon als amtierender Ratsvorsitzender 
am 16. Juni der Versammlung in Paris vorlegte. 

Die fortgesetzte Prüfung der praktischen Probleme 
des Diplomatenschutzes führte im Juli zur Bildung 
einer Expertengruppe, die die Frage weiterverfolgt 
und in London Zusammentritt, wenn es die Lage 
erfordert. 

Als seinen Beitrag zur notwendigen Harmonisierung 
der allen internationalen Organisationen gemein- 
samen Struktur- und Personalprobleme unterbrei- 
tete der Ständige Rat den Räten der anderen soge- 
nannten koordinierten Organisationen (Europarat, 
EG, ELDO, ESRO, OECD) den Vorschlag, eine ge- 
meinsame Expertengruppe zur Überprüfung der 
Struktur- und Personalfragen einzusetzen. 

Vor den jährlichen Tagungen des ECOSOC und der 
VN-Vollversammlung trafen wie üblich die Ex- 
perten der WEU-Staaten in London zusammen, um 
die Stellungnahmen ihrer Staaten zu koordinieren. 

Der Rat billigte am 15. September 1971 nach dem in 
Artikel II, Protokoll Nr. III vorgesehenen Verfah- 
ren eine Ergänzung der Vorschriften über die Nicht- 
herstellung gelenkter Geschosse (Absatz C, Ziffer IV 
der Anlage III zu Protokoll Nr. III des revidierten 
Brüsseler Vertrages). 

II. Tätigkeit der WEU-Versammlung 

Der erste Teil der 17. Ordentlichen Sitzung der 
WEU-Versammlung in Paris vom 15. bis 18. Juni 
stand im Zeichen der durch die Luxemburger Mi- 
nisterverhandlungen geweckten Hoffnungen auf 
eine baldige Erweiterung der Europäischen Gemein- 
schaft. Die Debatte der ersten beiden Tage konzen- 
trierte sich auf die künftige Rolle der WEU beim 
Aufbau Europas. Sie zeigte, daß die Abgeordneten 
der WEU noch auf absehbare Zeit eine eigenstän- 
dige Rolle neben der erweiterten Europäischen Ge- 
meinschaft zudenken. Empfehlung 204 forderte den 
Rat auf, sich für die Einberufung einer Konferenz 
auf hoher Ebene einzusetzen, die die Verwirkli- 
chung der Ziele des Brüsseler Vertrages im Rahmen 
der Erweiterung und des Ausbaus der EG prüfen 
soll. In einem Dringlichkeitsantrag verlangte die 
Versammlung die volle Anwendung des Brüsseler 
Vertrages bei Ausbau und Erweiterung der EG und 
die Einladung an Irland, Norwegen und Dänemark, 
sich gleichzeitig mit dem EG-Beitritt der WEU an- 
zuschließen. Europaminister Rippon sah die künf- 
tige Rolle der WEU vor allem auf den Gebieten der 
Rüstungszusammenarbeit und einer europäischen 
Verteidigungspolitik im NATO-Rahmen. Hinsicht- 
lich der außenpolitischen Konsultationen werde die 
WEU dagegen zugunsten der Zusammenarbeit der 
EG-Staaten gemäß dem Luxemburger Bericht an Be- 
deutung verlieren. 


III. Verhältnis zwischen Rat und Versammlung 

Das inzwischen zur Tradition gewordene jährliche 
Treffen des Präsidialausschusses der Versammlung 
mit dem Ministerrat fand im Rahmen eines gemein- 
samen Abendessens im Anschluß an die Minister- 
ratstagung in Den Haag statt. Aus Termingründen 
konnte der Rat der Anregung des Verteidigungs- 
ausschusses nicht entsprechen, im September eine 
gemeinsame Sitzung abzuhalten. 

IV. Tätigkeit des Rüstungskontrollamts 

Am 1. Mai 1971 trat der italienische Vizeadmiral 
Cantü als Nachfolger von Generalleutnant Fiori das 
Amt als neuer Direktor des Rüstungskontrollamtes 
für fünf Jahre an. 

Das Rüstungskontrollamt hat seine Kontrolltätigkeit 
nach dem WEU-Vertrag unter Auswertung statisti- 
schen Materials und der von den Mitgliedstaaten er- 
haltenen Haushaltsangaben sowie der Antworten 
auf die Auskunftersuchen für das Kontrolljahr 1971 
fortgesetzt. Die Höhe der von den Vertragspartnern 
auf dem europäischen Festland gehaltenen Waffen- 
bestände wurde durch die sogenannten Bestands- 
kontrollen an Ort und Stelle (bei den Streitkräften, 
in militärischen Depots und in Produktionsanlagen) 
überprüft. Durch Nichtherstellungskontrollen konnte 
sich das Rüstungskontrollamt überzeugen, daß eine 
unzulässige Produktion von Waffen, auf deren Her- 
stellung die Bundesrepublik Deutschland verzichtet 
hat, nicht stattgefunden hat. Einzelne technische und 
rechtliche Probleme der Rüstungskontrolle wurden 
mit Vertretern der Bundesbehörden erörtert. 

Die Kontrollen in den Produktionsanlagen können 
nach wie vor nur mit Zustimmung der nationalen 
Behörden sowie der betroffenen Unternehmen statt- 
finden, da das 1957 von den WEU-Mitgliedern Un- 
terzeichnete Rechtsschutzabkommen noch nicht in 
Kraft getreten ist. 

V. Tätigkeit des Ständigen Rüstungsausschusses 

Der im Jahre 1959 vorgelegte italienische Vor- 
schlag zur Reaktivierung der Arbeit des Ständigen 
Rüstungsausschusses wurde nach eingehender Prü- 
fung wegen mangelnder Unterstützung durch die 
anderen Länder im Dezember 1970 zurückgezogen. 
Jedoch ist beabsichtigt, den Teil des Vorschlages, 
der sich auf die Untersuchung der Rationalisierungs- 
möglichkeiten im Bereich der Rüstung bezieht, auf 
einem begrenzten Gebiet weiterzuverfolgen; eine 
Entscheidung hierüber wird der Ständige Rüstungs- 
ausschuß im Herbst 1971 treffen. Zum gleichen Zeit- 
punkt soll auch über den Vorschlag entschieden wer- 
den, die Möglichkeiten gemeinsamer Geräteproduk- 
tion auf Grund bestehender WEU- bzw. FINABEL- 
Abkommen über gemeinsame Gerätecharakteristi- 
ken anhand bestimmter Beispiele zu untersuchen. 

Im übrigen wurde die sachliche Arbeit in den Un- 
tergruppen fortgesetzt. 
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